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fee 4 Blatt beträgt vierteljährli 
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ſchen Reiches an. 
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Amtliches. 
Berlin, 17. Januar. Der Kaiſer hat den vortragenden Rath 

beim Reichs⸗Eiſenbahn⸗Amt, Geheimen Regierungsrath Wiebe zum 
Geheimen Ober⸗Regierungsrath ernannt. 2 

Der König hat den Ober⸗Stabsarzt I. Klaſſe und Garniſon⸗Arzt 
Dr. med. Theodor Robert Scheidemann zu Stettin zugleich zum Me⸗ 
dizinalrath und Mitglied des Medizinal⸗Kollegiums der Provinz Pom⸗ 
mern ernannt. 7 > 

Die Oberförſter⸗Kandidaten Freſe und Meyer find zu Oberförſtern 
ernannt und es iſt dem Oberförſter Freſe die durch Verſetzung des 
Oberförſters Roelen erledigte Oberförſterſtelle zu Kirchberg im Regie⸗ 
rungsbezirk Koblenz, dem Oberförſter Meyer die Oberförſterſtelle zu 
Heiſebeck im Regierungsbezirk Kaſſel verliehen worden. 

Die Ernennung des ordentlichen Lehrers am hieſigen Gymnaſium 
115 Grauen Kloſter, Dr. Lamprecht zum Oberlehrer an derſelben An⸗ 

alt iſt genehmigt worden. * 

Seitens des Miniſters des Innern und des Miniſters für Land⸗ 
wirthſchaft, Domänen und Forſten it dem Pächter des dem Dom⸗ 
kapitel zu Brandenburg gehörigen Rittergutes Mötzow, Sander, der 

arakter als königlicher Oberamtmann beigelegt worden. 


Deutſcher Reichslag. 
27. Sitzung. 


Berlin, 17. Januar. 11 Uhr. 

v. Bötticher, v. Kameke u. A. 5 N f 
Das Haus erledigt zunächſt eine Reihe von Wahlprüfungen. Die 
Abgg. Schwarzenberg, Frieß, v. Maltzahn⸗ 
ültz, Dohrn und Kleiſt⸗Retzow werden ohne Debatte für 
ültig erklärt und der Reichskanzler ae wegen der bei den 
Wablen der vier ve eee vorgekom menen Unrege mäßigkeiten 
Remedur eintreten zu laſſen. Bezüglich der Wahl des Abg. Löwe 
liegt folgender Antrag der Wahlprüfungskommiſſion vor: „Der Reichs⸗ 
tag wolle beſchließen: 1. die Wahl des Abgeordneten Ludwig Löwe im 
erſten Wahlkreiſe der Stadt Berlin für gültig zu erklären; 2. den 
Herrn Reichskanzler unter Mittheilung des Proteſtes und der Beilagen 
deſſelben zu erſuchen, Ermittelungen darüber anzuſtellen: ob in Berlin 
Polizeirepiervorſtände auf Erſuchen von Privatperſonen nach der am 
27. Okteber 1881 ſtattgehabten Wahl Wählerliſten unter Benutzung 
amtlicher Akten und Regiſter einer Reviſion unterzogen und von dem 


8 Reſultate derſelben in der aus den Proteſtbeilagen erfichtlihen Weiſe 


den erſuchenden Privatperſonen Mittheilung gemacht haben, im Falle 
der Feſtſtellung dieſer Thatſache aber das zur Vermeidung der Wieder⸗ 
kehr ſolcher Vorkommniſſe Erforderliche veranlaſſen und dem Reichstage 
von dem Geſchehenen Kenntniß geben zu wollen.“ 
bg. v. Minnigerode hält das in Nr. 2 dieſes Antrages ge⸗ 
dachte an der Polizeireviervorſtände für ein korrektes. Wenn 
einmal der Reichstag mit der vorliegenden Wahl habe befaßt werden 
ſollen, ſo ſei es geboten geweſen, ihm behufs Prüfung derſelben mög⸗ 
lichſt viel authentiſches Material darzubieten. Um eine ausreichende 
afis für die Prüfung zu gewinnen, habe aber ein anderer Weg, als 
er polizeilichen Information, nicht offen geſtanden. Nur auf dieſe 
eiſe habe man ſichere Auskunft über die etwaige Berechtigung ein⸗ 
zelner Wähler erlangen können. Der Polizei iſt jedenfalls kein Vor⸗ 
wurf zu machen, wenn ſie dahin 8 Anfragen ſtattgegeben habe. 
Abg. Stöcker: Der Abg. Löwe hat in jener Abendſitzung vor 
den Ferien behauptet, ich hätte Aeußerungen gethan, die bereits als 
unwahr nachgewieſen ſeien. Meine Anführungen von damals ent⸗ 
ſprechen nun durchweg der Wahrheie, und das Gebot der Ehre veran⸗ 
laßt mich, dies bier des Näheren darzuthun. Ich bin in meinen Be⸗ 
hauptungen ſtets vorſichtig geweſen (Heiterkeit links) und habe Ihnen 
nur Thatſächliches vorgetragen, die Schlußfolgerungen Ihnen überlaſſend. 
Die Abſicht Löwe's 1 ja klar zu Tage; er will durch die ganze fort⸗ 
a Preſſe den Vorwurf gehen laſſen, daß an meiner Wahrheits⸗ 
iebe zu weifeln ſei. (Sehr wahr! links.) Sie ſind gegen unſere 
Hand. Blicken Sie 


aber doch in Ihre eigenen Blätter. Da heißt es in einem derſelben 


mit Bezug auf jene Sitzung: „Stöcker's Wangen brannten, obwohl 
Niemand fie nach Verdienſt berührt hatte“, 


wellen Dieſe unt hier ans 
leichartige Wendungen zeigen, mit welchen Gegnern wir hier in Berlin 
au thun Haben. Wenn man es ſo darſtellt, als ob auf der anderen 
Seite Anſtand und Bildung, auf unſerer Barbarei und Unbildu ng vor⸗ 
handen wären, ſo iſt doch jene Thatſache 15 ein Beleg dafür. 
(Ruf: „Wo hat die Aeußerung geſtanden?“) ie Aeußerung ſtand 
im „Börſen⸗Courier“. Ich fühlte mich bewogen, dieſelbe zur Kenntniß 
der Staatsanwaltſchaft zu bringen: Der Staatsanwalt lehnte indeſſen 


f 5 Verfolgung als nicht im öffentlichen Intereſſe liegend ab. 


eklatanter Weiſe kann doch der Vorwurf Richter's über angebliche 
Willkür und Parteilichkeit dieſer Beamten nicht widerlegt werden. 
Stöcker ſucht nunmehr durch Bezugnahme auf die Verhandlungen 
des Jahres 1864 nachzuweiſen, daß die der Partei Virchow zu Theil 
ee Behandlung völlig berechtigt geweſen ſei, wird aber vom 

räſidenten zur Sache gerufen, und ſchließt, indem er ſich den 
auſch e gegen die Nr. 2 des Antrages vorgeführten Bedenken 
anſchließt. 

Abg. Richter APagen;: Wenn wirklich die Polizei für die 
Staatsanwaltſchaft Material zur Strafverfolgung geſammelt hat, wie 
kommt fie dazu, dieſes Material Privaten zugänglich zu machen? 
Während die Regierung zu Gumbinnen es unterſagt, Abſchriften der 
Wählerliſten zu ertheilen, händigt der Magiſtrat von Berlin gegen 
Kopialien allen Parteien ohne Unterſchied ſolche Abſchriften aus, 
obgleich dieſe Liſten 250,000 Namen umfaſſen und ſetzt Jedermann 
dadurch in den Stand, vor der Wahl für Nichtigitellung der Listen 
das Einwohnermeldeamt von der Polizei 


nen Häuſern aufgeſtellten Liſten angewieſen find, jo find fie doch 


im Stande, Liſten aufzustellen, wobei die Fehler noch nicht ein Prozent 


betragen; dies iſt ein Beweis für die Pflichttreue und Intelligenz der 
Berliner Bürger Während die Polizei auf Anſtehen des konſervativen 
Komites zur Erleichterung der konſervativen Wahlanfechtungen eine 


Geſammtreviſſon der Wählerliſten vornimmt, hat die Polizei dem 
Abg. Dr. Hermes Auskunft über die Wahlberechtigung auch gur einer 
einzelnen Perſon verweigert, da ſie grundsätzlich eine ſolche Auskunft 


Privaten nicht ertheilen könne. (Hört, bört! links.) Entweder muß man 
m Wahlreglement der Polizei . Funktionen zur Erleichterung der 


ſener 
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hat ſich überhaupt ſolcher Einmiſchungen in Wahlangelegenheiten zu 
enthalten. Ich komme nun zu Herrn Stöcker; er liebt perſönliche 
Angriffe, wenn die Perſonen nicht anweſend find, wo aber die Perſon 
anweſend iſt, bringt er dieſelbe 1 vor ohne Nennung der 
Perſon. Die Aeußerung, daß die für obligatoriſche Innungen ſtim⸗ 
menden Handwerker feiges Volk ſeien, hat Herr Stöcker auf dem kon⸗ 
in Parteitag in Frankfurt a. O. Herrn Löwe zugeſchrieben. 
ls demgemäß Herr Löwe dieſelze hier der Fortſchrittspartei zuge⸗ 
ſchobene Aeußerung auch auf ſich bezieht, nannte Herr Stöcker an 
jenem Abende dies eine Unverfrorenheit, da er jene Aeußerung nicht 
in Verbindung mit Herrn Löwe gethan habe. (Abg. Stöcker: An 
jenem Abend.) Abg. Richter fortfahrend: Nein, erſt leugnete Herr 
Stöcker die Verbindung der Aeußerung mit Herrn Löwe überhaupt, 
erſt als dann, wie im ſtenographiſchen Bericht verzeichnet iſt, große 
Unrube entſtand, ſagte Herr Stöcker, heute Abend babe er nicht in 
Verbindung mit Herrn Löwe davon geſprochen. (Heiterkeit lints.) 
Gerade in dieſer Methode iſt Herr Stöcker ein ſehr intereſſanter Herr. 
(Heiterkeit links.“ Als nun Herr Löwe, erregt durch dieſes Verhalten 
Stöckers, perſönlich bemerkt, daß jener in allen Verſammlungen ihm 
die angebliche Aeußerung über die Feigheit der Handwerker zum 
Vorwurf gemacht habe, legt Herr Stöcker wieder den Hauptnachdruck 
auf das nebenſächliche Wort, daß er nicht in allen Verſamm⸗ 
lungen den Vorwurf erhoben. (Heiterkeit links.) Wir lehnen jede 
neun der Aeußerungen des „Börſen⸗Couriers“ oder eines 
anderen Blattes hier ebenſo ab, wie die rechte Seite nicht die Be⸗ 
ſchimpfungen wird vertreten wollen, die beiſpielsweiſe das „Deutſche 
Tageblatt“ häufig mir zufügt. Intereſſant war es mir von Herrn 
Stöcker zu hören, daß er mit Denunziationen wegen Beleidigungen 
die Staatsanwaltſchaft behelligt. Perſonen, die im Vordergrund des 
politiſchen Lebens ſtehen, haben das nach unſerer Auffaſſung weniger 
nöthig, als Private, gegen Angriffe auf ihre Ehre — es handelte ſich 
nicht einmal um Verläumdungen — den Schutz der Gerichte anzu⸗ 
rufen. Vielleicht hatte die Staatsanwaltſchaft, indem fie nicht ollen 
Denunziationen des Herrn Stöcker Folge giebt. im gegebenen Falle 
nicht eine Verurtheilung für möglich gehalten. (Heiterkeit links.) Herr 
Stöcker behauptete nun an jenem Abend, daß das Stadtregiment eine 
roße Maſchinerie zur Hebung der fortſchrittlichen Richtung ſei. (Hört, 
hört! links.) Während man der Regierung Vorwürfe mache, ſoll man 
lieber auf die Beeinfluſſungen des Stadtregiments achten. Zum Be⸗ 
weiſe beruft ſich Herr Stöcker zunächſt auf Herrn von Fordenbed; er 
nennt ihn allerdings wieder nicht mit Namen (Heiterkeit links), ſon⸗ 
dern ſagt nur, ein hervorragender Vertreter des Stadtregiments ſei 
mit dem Rufe: Auf die Schanzen! aus dem Rahmen der Unpartei⸗ 
lichkeit herausgetreten. Nun hat Herr von Forckenbeck dieſe 
Aeußerung im Auguſt 1877 gethan, alſo vor 44 Jahren, wo flür 
die nächſten zwei Jahre Wahlen überhaupt nicht zu erwarten 
waren. (Hört, hört! links.) Die Aeußerung iſt in einer privaten 
Tiſchgeſellſchaft von Abgeordneten und politiſchen Freunden gethan, 
nur durch Indiskretion in die Oeffentlichkeit gekommen und zu einer 
Zeit geſchehen, wo Herr v. Forckenbeck noch gar nicht Oberbürgermeiſter 
von Berlin war. (Hört, Hört! Große Heiterkeit links.) Das war 
alſo der a bes Stöcker ſchen Beweiſes für die Wahlbeeinfluſſungen 
des Berliner Stadtregiments. (Heiterkeit links.) Zweitens ſpricht 
err Stöcker von einem Dankſchreiben von Ludwig Löwe nach den 
Wahlen, welches an die 5 des ſtädtiſchen Regiments gerichtet 
worden ſei und das ein Stadtbezirksvorſteher ihm, Stöcker, mitgetheilt. 
Der Bezirksvorſteher, ſagt er, gehört um Stadtorganismus. Nun 
war dieſes Dankſchreiben allerdings an Bezirksvorſteher, aber an Be⸗ 
zirksvorſteher der Agitation der Fortſchrittspartei gerichtet. (Heiterkeit 
links.) Dieſes Schreiben kommt auch an einen ſtädtiſchen Bezirksvor⸗ 
ſteher, der, wie Herr Stöcker jagt, zu ihm gehöre, alſo ſein Vertrauens⸗ 
mann iſt. Wenn überhaupt, ſo beweiſt dieſer Fall alſo gerade umge⸗ 
kehrt, daß das Stadtregiment, wie es in dieſem Bezirksvorſteher nach 

errn Stöcker wirkſam iſt, gerade für Herin Stöcker thätig war. 
Heiterkeit links.) Bezirksvorſteher finden ſich in jedem Bezirk in den 
Wahlfomite's jeder Partei, ebenſo wie die 10,000 anderen unbeſoldeten 
ſtädtiſchen Beamten. Bezirksvorſteher üben keine Zwangsgewalt und 
kein Regiment aus, ſondern ſind nur Auskunftsperſonen des Magiſtrats 
über gewiſſe Verhältmſſe. Eher könnte man es auffallend finden, daß 
ſich verhältnißmäßig viel ſtädtiſche beſoldete Beamte im konſervativen 
Be finden. Drittens follen in ſtädtiſchen Bureaus 
irkulare abgefaßt und vervielfältigt ſein: Abgefaßt worden iſt 
dort überhaupt nichts, die ganze Sache beſchränkt ſich darauf, 
daß eine in der Gasanſtalt beſchäftigte Persönlichkeit, welche 
mit den Umdruckarbeiten vertraut iſt, außerdienſtlich gegen be⸗ 
ſondere Bezahlung ein Zirkular mechaniſch vervielfältigt und in 
einer Privatwohnung abgegeben hat. In Bezug auf die Wählerliſte 
find nach dem Kommiſſtonsbericht überhaupt nur 65 Perſonen im 
me erſten Wahlkreis ermittelt, die im Ausland geboren find. 

araus folgt nicht, daß fie noch Ausländer find, fie können außerhalb 
Berlins naturaliſirt ſein. Ein Theil derſelben iſt wieder in der 
Wäblerlifte geſtrichen, andere haben nicht gewählt, andere find evan⸗ 
eliſcher Konfeſſton; wie ſtellte nun Herr Stöcker an jenem) Abend die 

ache dar? Er ſpricht von thatſächlicher Wahlbeeinfluſſung, bedauert, 
daß das deutſche Bürgerrecht für ausländiſche Juden in Berlin fo 
billig ſei. (Hört! hört!) Zum Beweiſe läßt er alle angeführten 
Momente außer Betracht, pertauſcht den Begriff Wahlkreis mit Wahl⸗ 
bezirk (Hört! hört! Ziſchen) lieſt einzelne lüdiſche Namen vor zur Erhei⸗ 
terung der Rechten und erzählt, daß es amtlich beitätig* ſei, daß in einem 
einzelnen Wahlbezirk 65 und noch mehr ausländiſche Juden gewählt 
haben. (Hört! hört! links.) Außerhalb des Hauſes würde es mir 
nicht ſchwer fallen, das Verfahren des Herrn Stöcker mit einem kurzen 
Wort zu bezeichnen, hier kann ich parlamentariſch nur bemerken, 
daß Herr Stöcker in nicht ganz wünſchenswerther Weiſe ſtru⸗ 
pulös bei der Darftellung thatſächlicher Verhältniſſe verfahren 
iſt. (Große Heiterkeit inks Auf den Proteſt des konſervativen 
Zentral⸗Komites beruft ſich Herr Stöcker als auf ein Schrift⸗ 
ſtück, welches die Berliner Bürger veranlaſſen werde, 
wie er ſagt, dem Frühlingswehen nationaler Erneuerung und dem 
Hauche ſozialer Reform zu folgen. Nun iſt in Becug auf die Bes 
hauptung des Proteſtes in Betreff der Wählerliſte durch die Kommiſſion 
feſtgeſtellt, daß bei 30,000 Wählern überhaupt nur 89 gewählt haben, 
deren Wahlberechtigung möglicherweiſe Gegenſtand einer näheren Un⸗ 
85 7550 ſein kann. Den Geiſt des Proteſtes beweiſt die Behauptung, 
daß die Wabllofalitäten vielfach in jüdiſche Speiſehäuſer und fort 
ſchrittliche Klublokale gelegt worden ſeien; aber unter 37 Lokalen 
vermag der Proteſt nur 3 Lokale als ſolche zu bezeichnen, während 
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wir 5 Lokale nennen können als bekannte Verſammlungsorte der 
Gegenpartei. Man könnte alſo eher das Gegentheil behaupten. Aber 
der Berliner iſt doch wirklich nicht jo, daß er ſich in der Abſtimmung 
leiten läßt durch die Thür, welche er zu paſſtren hat. (Große Heiterkeit 
links, Beifall.) Ein unbekannter Jude, heißt es im Proteſt, habe 
einen unbekannten Arbeiter gedungen, jedenfalls für Löwe zu ſtimmen, 
Neben ſolcher Nichtigkeit wird der Verdacht ausgeſprochen, für gewiſſe 
goweſende Perſonen hätten andere Perſonen der Fortſchrittspartei 
ihre Stimme abgegeben. Der Kommiſſionsbericht konſtatirt dagegen, 
daß für die genannten Perſonen überhaupt keine Stimmen abgegeben 
find. Das hier Vorgetragene beweiſt Ihnen, mit welcher Frwolität 
in Berlin antiſemitiſche Wahlagitation getrieben wird (Sehr richtig ! 
links), und die Dreiſtigkeit, mit einem ſolchen Proteſt vor dem 
Reichstage zu erſcheinen, zeigt Ihnen, wie frech dieſe Geſellſchaft bier in 
Bertin iſt. (Sehr wahr! links.) Die 2 von der konſervativen Partei 
haben alle Urſache, ein ſolches Treiben hier in Berlin nicht mit 
ihrem Namen zu decken. Fortſchrittliche Plakate, welche nur den 
Namen Löwe's enthielten, wurden polizeilich konfiszirt und ihre Träger 
verhaftet (Hört! Hört !), weil dergleichen Plakate ſelbſt in dem Haus⸗ 

ur der Häuſer poltzeilich nicht erlaubt ſeien (Heiterkeit). Dieſelben 

lakate der Gegner aber wurden nirgend polizeilich beanſtandet und 
als polizeilich erlaubt bezeichnet. Ja noch mehr; die Gegner hatten 
im Innern der Häuſer Plakate angeſchlagen: Kandidat der Juden 
und Judengenoſſen iſt der jüdiſche Gründer Ludwig Löwe. i 
Polizei hat dieſe Plakate nicht nur geduldet, ſondern diejenigen welche 
ſie im Innern der Häuſer, alſo auf Privateigenthum, abriſſen, wegen 
groben Unfugs und Sachbeſchädigung e verfolgt. (Hört! 
Große Heiterkeit.) Darauf muß ſich die königliche Polizei vom 
Schöffengericht in einem freiſprechenden Erkenntniß folgende Zurecht⸗ 
weiſung gefallen laſſen: Solche Schmähſchriften anzuſchlagen iſt eher 
ein Unfug, als ſie zu entfernen. (Sehr wahr! links.) Damit iſt auch 
die Unparteilichkeit der hieſigen Polizeibehörde bei den lezten Wahlen 
ins rechte Licht geſtellt. Ich bitte Sie den Antrag in Bezug auf das 
Verhalten derselben bei der Reviſion der Wählerliſte anzunehmen. 


(Beifall links.) 
Ich habe zwei Thatſachen rich⸗ 


Ig. 


Inſerate 20 Pf. die ſechsgeſpaltene Petitzeile oder deren 
Raum, Reklamen verhältnißmäßig höher, ſind an die 
Expedition zu ſenden und werden für die am fol⸗ 
genden Tage Morgens 7 Uhr erſcheinende Nummer bis 

5 Uhr Nachmittags angenommen. 


Staatsſekretär v. Boetticher: 
tig zu ſtellen, die nach der Darſtellung des Vorredners anders aufge⸗ 
faßt werden könnten, als ſie ſich zugetragen haben. Der Hergang Bea 
züglich der angeblich auf Inſtanz des konſervativen Zentralkomites 
durch die Polizeibehörden nachträglich vorgenommenen Reviſion der 
Wahlliſten iſt folgender. Unmittelbar nach der Wahl iſt eine große 
Reihe theils anonymer Denunziationen eingegangen, die darauf 

n ſind, de unberechti te Perſonen an den Wahlen 
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enommen 
bolizeipräſidium konnte nicht anders, als dieſen Denunziationen durch 
eine Unterſuchung der Sache näher zu treten, um eventuell dieſelbe der 
Staatsanwaltſchaft behufs weiterer Verfolgung zu übergeben. Dies iſt 
2 75 85 und Aue hatte man dabei die 9 108 und 267 des Straf⸗ 
eſetzluchs im Auge. Während die Polizeibehörde mit dieſen Recherchen 
beſchäftigt war, lief ein Antrag des konſervativen Zentralkomites ein, 
in welchem unter Benennung einer größeren Zahl angeblich unberech⸗ 
tigter Perſonen erſucht wurde, zu recherchiren, ob dieſe Perſonen be⸗ 
rechtigt geweſen ſeien oder nicht und von dem Ausfall Mittheilung zu 
machen. Das Polizeipräſidium iſt darauf in die Prüfung eingetreten 
und hat dem Komite eine Liſte von wenigen Perſonen mitgetheilt, 
welche ſich als nicht berechtigte Wähler herausgeſtellt hatten. Vie Be⸗ 
amten des Polizeipräſidiums waren damals der Meinung, daß auf ein 
gleiches Anſinnen irgend einer anderen Partei ebenſo Auskunft zu er⸗ 
theilen ſei. Inzwiſchen iſt der Miniſter der Anſicht, daß dies nicht der 
Fall, und daß die Polizeibehörden ſich aller ſolchen Mittheilungen zu 
enthalten hätten. Es wird alſo vorausſichtlich in Zukunft eine gleiche 
Mittheilung nicht mehr erfolgen. f 
„Es folgen perſönliche Bemerkungen zwiſchen den Herren Stöcker, 
OL des 3 L ird hierauf ft ( 
je Wahl des Abg. Loewe wird hierauf fait einſtimmi a⸗ 
gegen Abg. Stöcker) für gültig erklärt. - 
Berüglich der Wahl des Abg. Dr. Virchow beantragt die Kommiſſion 
ebenfalls Gültigkeitserklärung. Das Haus nimmt dieſen Antrag ohne 
Debatte mit ſehr großer Majorität an. f 
Ferner beantragt die Wahlprüfungskommiſſion die Wahl des 
Abg. Dr. Clauswitz im erſten Wahlkreiſe des Regierungsbezirks 
Merſeburg wegen polizeilicher Beſchränkung der Wahlfreiheit zu be⸗ 
anſtanden und den Reichskanzler zu erſuchen zur Ermittelung der 
Thatſachen eine zeugeneidliche 5 vornehmen zu laſſen. 
. bg. Schott: Der Reichstag hat mehr als je allen Grund, 
über die Integrität der Wahlen zu wachen und jeden Verſuch 
einer Regierung oder einzelner Organe derſelben ſofort zurück⸗ 
zuweiſen in Fällen, wo ihr Einfluß die Wahl beſtimmt hat, nach⸗ 
dem die a Regierung ſich in neuerlichen Kundgebungen 
das Recht der Wahleinmiſchung in einem uns Süddeutſche be⸗ 
fremdenden Grade zugeſprochen hat. Es iſt mir ſchon früher aufs 
efallen, daß in dieſem Hauſe, wo es ſich vom König von 
reußen handelte, einfach der Ausdruck „der Monarch“ oder „die 
Krone“ gebraucht wurde, während wir hier nicht im preußiſchen 
Abgeordnetenhauſe, ſondern im 3 ſitzen, für welchen der Köni 
von Preußen — alle Ehrfurcht vorbehalten — doch nichts anderes i 
als ein Mitglied der verbündeten 1 und zugleich der Präſi⸗ 
dent des Bundes mit dem Titel „ aiſer.“ Weder dieſes Präſidium 
aber noch dieſer Titel können dem König von Preußen irgend mehr 
Rechte verleihen ſich in die Reichstagswahlen mehr einzumiſchen als 
jede andere Landesregierung und ſelbſt als die Geſammtheit der 
Bundesregierungen. Die Praxis, welche etwa in Berlin herrſchen mag, 
die Anſchauung des preußiſchen Staatsminiſteriums oder auch noch 
höber hinauf, darf für den Reichstag in keiner Weiſe maßgebend fein. 
Für uns iſt es das erſte Gebot, nicht nur ein Recht, ſondern die 
Pflicht gegen unſere Wähler und gegen die Reichsgrundverfaſſung, daß 
wir durch keinerlei Antaſtungen die Feiben des Wählers irgend wie 
verkümmern laſſen. So gut wir jede Wahlſtimme kaſſiren, die etwa 
auf Beſtechung beruht, und ebenſo wie ich damit einverſtanden wäre, 
jede Wahl zu kaſſtren, bei der konſtatirt wird, daß ein induſtrieller 
Arotgeber die Niederträchtigkeit begangen hat, feine Arbeiter außer 
Brot zu ſetzen, wenn ſie nicht in feinem Sinne ſtimmen, vorausgeſetzt, 
daß dieſe Stimmen von Einfluß auf das Endreſultat ſein könnten, 
auch wenn eine Staatsanſtalt in dieſer Weiſe vorgeht; ebenſo dürfen 
wir nicht dulden, daß irgend ein Organ der Regierung, und ſei es 
auch ein ganz niedriges, ſich unterfängt, den Willen der Wähler zu 
nötbigen oder auch nur zu verkümmern und zwar durch Täufchungen. 
Abg. Dr. Hänel: Der Vorredner hat auch den allbekannten 


S 
hätten und die Wahlliſten geälicht worden ſeien. Das 
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Allerhöchſten Eralz geftreift. Bei dieſer Gelegenheit möchte ich von 
dieſer Seite des Hauſes ankündigen, daß wir bei der erſten paſſenden 
Gelegenheit dieſen Allerhöchſten Erlaß bier zur Diskuſſion bringen 
werden. Die Gelegenheit dieſer Verhandlung würde uns zu enge 
Feſſeln auflegen, und blos deshalb gehen wir heute auf die Bemerkun⸗ 
gen des Vorredners nicht ein. ; 

Der Antrag der Kommiſſion auf Beanſtandung der Wahl wird 
hierauf mit großer Mehrheit genehmigt. 8 

Es folgt die zweite Leſung des Geſetzentwurfs, betr. die Er: 
hebung einer Berufsſtatiſtik, ſowie die Vornahme 
einer Niehzäblung im Jahre 1882. Die Vorlage beſtimmte 
im 8 1, daß im Fahre 1882 im Gebiete des Reiches eine Berufsſtatiſtik 
und eine Viehzählung aufgenommen werden ſollte. Die Kom⸗ 
miſſion hat die Viehzählung abgelehnt. Der Referent von Göler 

empfiehlt die Annahme dieſes Vorſchlages. SE - 5 

Kommiſſar des Bundesraths Geh. Rath Bödiker bittet die 

Viebzählung wieder in das Ge ſetz aufzunebmen, den $ 1 alſo in der 

aſſung der Regierungsvorlage anzunehmen. Die Verwerfung der 

iehzäblung in der Kommiſſion ſei erſt in der zweiten Le ung auf 
einen Antrag des Abg. Dirichlet hin erfolgt. Man hahe den Beſchluß 
damit motivirt, daß eine Viehzählung im Frühjahr keine Reſultate 
liefere, die mit der vorhergehenden Winterzählung vom Januar 1873 
verglichen werden könnten, man babe ferner die klimatiſchen Ver⸗ 
ſchiedenbeiten angeführt, die grade im Frühjahr auf den Viehſtand 
einwirkten, ferner auf den Futtermangel dieſes Jahres, der den Vieh⸗ 
Rand beeinträchtige. Ohne das Gewicht dieſer Gründe zu unter⸗ 
ſchazen, könne er fie doch nicht für durchſchlagend halten. Der Sta⸗ 
tiſtik ſei es ganz gut möglich, durch Einſchiebung von Verhältnißzahlen 
das Reſultat einer Winterzählung mit der einer Frühjahrszählung zu 
vergleichen; die klimatiſchen Unterſchiede würden nur bei dem Feder⸗ 
vieh in Betracht kommen, und der Hinweis auf den diesjährigen 
Futtermangel erledigt ſich dadurch, daß gan: normale Verhältniſſe in 
Deutſchland wohl niemals vorliegen dürften. Die Bornahme einer 
anderen Zeit als im Winter ſei ſeit lange ein Wunſch der Landwirth⸗ 
ſchaft und im Fahre 1870 habe man ſich faſt allgemein für eine Früh⸗ 
jahrszählung ausgeſprochen, wenn auch ſpäter eine Sommerzählung 
beliebt worden ſei. Auch die Vorſtände des ſtatiſtiſchen Zentral⸗Bureaus 
hätten ſich für eine Frühjahrszäblung entſchieden. Vom Standpunkte 
der Vorlage aus müßte der größte Werth auf die Verbindung der 
Viehzählung mit der Berufsſtatiſtik gelegt werden, einmal verſchone 
man dadurch die Bevölkerung mit einer neuen großen Zählung im 
Jahre 1883, auf der andern Seite erſpare man große Koſten. Endlich 
fördere man dadurch erheblich die Zwecke der Berufe ſtatiſtik. Nament⸗ 
lich dadurch, daß man diejenigen ermittele, welche die Landwirthſchaft 
als Nebengewerbe betreiben. Er betone ausdrücklich, daß es der Re⸗ 
gierung nicht darum zu thun ſei, eine mög ichſt zahlreiche landwirth⸗ 
ſchaftliche Bevölkerung zu konſtatiren, ſondern nur darum, die Zahl 
der wirklich bei der Landwirthſchaft Beſchäftigten zu ermitteln. 

Abg. Frohme konſtatirt, daß die Sozialdemokratie die Berufs⸗ 
ſtatiſtik mit Genugthuung begrüße, daß ſie den Beginn einer neuen 
Aera anzeige. Er vermiſſe in der Vorlage die genügende Rückſicht⸗ 
nahme auf die Verhältniſſe der Hausinduſtrie und deren große 
Schäden. (Der Redner wird in ſeinen weiteren Ausführungen von dem 
Präſidenten unterbrochen, da fie ſich nicht auf den zur Debatte ſtehen⸗ 
den 8 1 beziehen.) . } . R 3 

Abg. Sonnemann: Die Motive dieſes Geſetzes bezeichnen 
daſſelbe ausdrücklich als eine nothwendige Glundlage für die zu er⸗ 
wartenden ſozialsolitiſchen Vorlagen, welche dem Reichstage gemacht 
werden ſollen, namentlich für die Geſetzentwürfe über Unfall⸗, Invali⸗ 
dikäts⸗ und Alters verſicherung. Nun iſt es doch zweifellos, daß die 
Reſuſtate dieſer Statiſtik bis zum nächſten Frühjahre nicht feſtgeſtellt 
ſein können. Ich richte daher an die Vertreter der verbündeten Re⸗ 
gierungen die Frage, wie dieſe Vorlage in Einklang zu bringen iſt mit 
der wiederholt kundgegebenen Abſicht des Herrn Reichskanzlers, im 
nächſten Frühjahre dem Reichstage dieſe ſozialpolitiſchen Vorlagen oder 

einen Theil derſelben augeben zu laſſen? Hüten wir uns, nochmals 

obne gründliche Vorbereitung in Di Bern ng. dieſer Vorlagen ein⸗ 

| utreten, dann werden uns auch ſchmerzliche Enttäuſchungen erſpart 
leiben. J 2 3 

Staatsſekretär v. Bötticher: Der Herr Abgeordnete jcheint 
keine große Neigung zu haben, im Frübſahr wieder hierher zu kommen. 
(Heiterkeit) Ich g“aube, die Frage, ob im Frühjahr der Reichstag 
nochmals zuſammentreten wird, läßt ſich poſitiv noch nicht entſcheiden. 
Die Abſicht beſtebt allerdings, dee Vorarbeiten ſo zu fördern, daß wir 
ſchon im Früb jahr Vorlagen machen können. Der ſcheinbare Wider⸗ 
ſpruch, den der Vorredner gefunden, löſt ſich dadurch, daß wir aller⸗ 
dings den Entwurf einer Altere⸗ und Invaliden⸗Verſicherung von dem 
Eraebniß der Berufsſtatiſtik abhängig machen, daß wir aber glauben, 
die Unfallverſicherung auch ohne den Abſchluß der Berufsſtatiſtik vor⸗ 
legen zu können. Erſt zur Ausführung des Geſetzes würden wir die 
Reſultate der letzteren bedürfen. Uebrigens wird es, von dieſer Vor: 
lage abgeſehen, der Frühjahrsſeſſion an Stoff nicht fehlen. (Heiterfeit.) 

Abg. v, O w (Freudenftabt): Die Hoffnung ſei unberechtigt, daß 
die Viehzählung zur Konſtattrung derjenigen Bevölkerung führe, welche 
die Landwirthſchaft im Nebengewerbe betreibe. Mancher, der Pferde 
halte, habe mit der Londwirthſchaft gar nichts zu thun, und andere, 
die wirklich eine lan dwirihſchaftliche 5 treiben, z. B. 
in ſeiner Gegend die Beſitzer von Weinbergen und Obſtgärten, hielten 
trotzdem fen Vieh. Eine im Frühſahr aufgenommene Biebzühlung 
würde des weſentlichſten Werthes, der Vergleichbarkeit mit den frühes 
ren Zählung, entbehren. 5 5 8 

Staat etretär v. Bötticher: Ich glaube nicht, daß die verbün⸗ 
deten Regierungen aus der Ablehnung der Viehzählung einen Grund 
herleiten werden, darum auch auf die Berufsſtatiſtik zu verzichten. Zur 
Rechtfertigung des Regierungsvorſchlages möchte ich nur noch einmal 
hervorheben, daß derſelde nur auf Erwägungen der Zweckmäßigkeit be 
ruht. Als die Frage der Berufsſtatiſtik erörtert ward, erinnnerte man 
ſich des Wunſches einzelner Regierungen, daß eine Viehzählung veran⸗ 

altet werde, und ſagte ſich, daß, wenn einmal der Zählungsapparat 
m Bewegung geietzt werde, es am Beſten ſei, die Vieh zäh⸗ 
lung mit der Aufnahme einer Berufsſtafiſtit zu verbinden. 
Für uns kam auch die erhebliche Steigerung der Koſten 
in Betracht die eine abgeſonderte Zählung verurſachen muß. 
Wenn Herr von Ow ausgeführt hat, daß es kaum möglich ſei, bei der 
Aufnahme im Sommer einen Vergleich mit der früheren im Winter 
erfolgten Viehzäblung anzuſtellen, jo gebe ich das zu. Aver ich habe 
gedacht, daß es nützlich und wünſchenswerth ſein müßte, für die Land⸗ 
wirthſchaft beſonders, wenn auch im Sommer einmal eine Aufnahme 
erfolgte. Iſt dieſe gemacht und erweiſt es fich, daß die Ergebniſſe der⸗ 
ſelben in der That nicht mit denen der vorigen Viehzählung in 
Parallele geſtellt werden können, fo könnten wir ja immer im nächſten 
Jahr noch eine beſondere Viehzählung vornehmen. 

1 wird nach dem Kommiſſionsvorſchlage angenommen. 

Nächſte Sitzung Mittwoch 12 Uhr. (Nachtragsetat betreffend 
das Reichs tagsgebäude; dritte Berathung des Antrages Windthorſt; 
Antrag Buhl und Genoſſen wegen der Unfallverſicherung! Antrag 
KNopp⸗Sonnemann betreffend das Konſulatsexamen; Antrag Frohme 
betreffend die Entſchädigung unſchuldig Inhaftirter und Antrag Lieb: 
knecht betreffend die Aufhebung aller Ausnahmegeſetze.) 
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Politiſche Meberſicht. 
Poſen, den 18. Januar. 
Die kirchenpolitiſche Vorlage mit ihren diskre⸗ 
tionären Vollmachten befriedigt das Zentrum abſolut nicht; 
es wird alſo auch die neuerliche Nachgiebigkeit der Regierung, 
falls die Vorlage angenommen wird, den Frieden keineswegs 


herſtellen. Zufrieden ſind mit der Vorlage, ſofern ſie einen 
Uebergangszuſtand zum gänzlichen Frieden darſtellen 
ſoll, lediglich die Deutſchkonſervativen. Die Frei⸗ 
konſervativen nehmen etwa die Haltung ein, wie im 
Jahre 1880, nur daß ſie, wie man hört, geneigt ſind, noch 
mehr als damals dem Regierungsſtandpunkt zuzuſtimmen. Die 
Liberalen aller Schattirungen ſind einig in der Verwer⸗ 
fung der diskretionären Vollmachten aus Grün⸗ 
den, die ſich nach der Entwicklung der innerpolitiſchen Angelegen⸗ 
heiten im letzten Jahre auch für diejenigen Liberalen von ſelbſt 
verſtehen, welche 1880 noch eine gewiſſe Summe von Vollmach⸗ 
ten (im Juligeſetz) aus praktiſchen Gründen der Regierung be- 
willigen zu müſſen meinten. Die Vorlage kann demnach nur 
Geſetz werden, wenn die Kurie es für angezeigt hält, ihr 
Placet dem Zentrum unter der Hand oder öffentlich kund 
zu thun, und das Letztere entgegen ſeinem bisherigen Stand⸗ 
punkte für die diskretionären Vollmachten gehorſamſt 
votirt. Daß das Zentrum bis jetzt eine definitive Stellung 
noch nicht genommen hat, erhellt aus den neueſten Auslaſſungen 
der „Germania“ über den Geſetzentwurf. Wir leſen dort: 

„Der neue kirchenpolitiſche Geſetzentwurf enthält in keiner Weiſe 
eine ſyſtematiſche Reviſion der Maigeſetze. Man hätte glau en 
ſollen, daß nach den zahlloſen Darlegungen der Oberhirten der Kirche, 
der politischen Vertreter des katholiſchen Volkes in Parlament und 
Preſſe und insbeſondere nach den Verhandlungen der letzten Jahre 
zwiſchen den Vertretern von Staat und Kirche klar geworden ſein 
könnte, was von katholiſcher Seite bewilligt werden kann, und was 
nicht. und daß demgegenüber nun auch von ſtaatlicher Seite geſagt 
werden könnte, wozu man bereit iſt, und wozu nicht. Jetzt aber werden 
eine Anzahl reviſionsbedürftiger kirchlicher Geſetze gar nicht erwähnt, 
z. B. das Geſetz vom 13. Mai 1873, in welchem auch von proteſtanti⸗ 


ſcher Seite einige Aenderungen als kirchlich nothwendig gefordert wer⸗ 


den; ſelbſt von einer Anzahl ſolcher Beſtimmungen iſt nicht mehr die 
Nede, deren Bedenklichkeit die Regierung wenigſtens von ihrem 
Standpunkte aus dadurch anerkannt hatte, daß ſie dieſelben im Juli⸗ 
geſetz⸗Entwurfe nur diskretionär — und nicht mehr obligatoriſch — 
erhalten wollte; und endlich ſogar ſolche Aenderungen find in dem 
neuen Geſetzentwurfe nicht vorgeſchlagen, welche in den eigenen Aeuße⸗ 
rungen der Regierung und ihrer Kommiſſare als nothwendig und 
möglich anerkannt worden ſind. So bleibt z. B. der Staats⸗ 
gerichtshof für kirchliche Angelegenheiten beſtehen. 
Ferner iſt z. B die Staatsaufſicht über die fird- 
lichen Lehranſtalten, auch über die letzte Stufe 
derſelben, die Prieſter⸗ Seminare, aufrecht erhalten. 
Es kann alſo gewiß nicht behauptet werden, trotz der entgegengeſetzten 
Worte der Motive des neuen Geſetzentwurfes, daß derſelbe die Bedürf⸗ 
niſſe der Katholiken mit voller Liebe geprüft und berückſichtigt habe. 
Denn ſonſt würde man gewiß Beſtimmungen nicht haben beſtehen 
laſſen, welche die Katholiken — und vielfach auch die Proteitanten ! 
— verletzen und beſchweren, und deren Aenderungsbedürſtigkeit 
und Aenderungsfähigkeit die Staatsregierung ſelbſt zum Theil 
bereits zugeſtanden bat. Es iſt uns absolut un⸗ 
begreiflich, weshalb die Staatsregierung nicht wenigſtens alle 
ſolche Aenderungen vorſchlägt, da es ihr an Zeit zur Berathung und 
Formulirung doch wahrlich nicht gefehlt hat. Wie kann die Aufrecht⸗ 
erhaltung auch ſolcher Beſtimmungen, ohne Grund auch vom 
ſtaatlichen Standpunkte aus, anders denn als einen ungerecht⸗ 
fertigter, durch Nichts zu begreifender Mangel an Rückſicht auf 
die Leiden, Bedürfniſſe. Grundſätze und Ueberzeugungen der Katholiken 
aufgefaßt werden? Und dieſes Gefühl zu vermeiden, hatte die Staats⸗ 
regierung ſelbſt doch allen Grund. Denn es ſtört den guten Ein⸗ 
druck, den andere Konzeſſionen wieder zu machen geeignet ſind! Es 
wäre überhaupt dringend zu wünſchen und entſpräche wohl auch einzig 
der Würde der höchſten und heiligſten Intereſſen (111) um welche es 
ſich bei dieſen Fragen handelt, daß ſie mit weitem Blick und groß⸗ 
herziger Geſinnung aufgefaßt und behandelt würden, und daß 
das jetzt ſchon Jahre lang währende Hin⸗ und Herzerren um 
jeden Paragraphen, das lleinliche Streiten, die Vermiſchung 
großer Prinzip ſen⸗ und Lebensfragen mit den Opportunitätsgedanken 
der Tagespol tik endlich gufhörte. Nun werden wir alſo wieder auf 
eine ſyſtematiſche Reviſion der Maineiege verzichten und 
Weiteres erwarten müſſen von den wieder in Ausſicht geſtellten neuen 
Verhandlungen mit dem päpſtlichen Stuhl, obgleich auch dieſe, wenn 
ſie nicht in anderem Geiſte von ſtaatlicher Seite geführt werden, zu 
Nichts führen können. Die im neuen Geſetzentwurfe trotzdem ge⸗ 
botenen Fortſchritte, die leider auch dieſes Mal meiſt wieder in Form 
diskretionärer Gewährungen auftreten, dazu in einer ungenügen⸗ 
den Aenderung und ſogar theilweiſen Verſchlechterung der Anzeige⸗ 
pflicht, haben wir in Nr. 24 bereits anerkannt und werden ſie noch im 
Einzelnen beleuchten. Sie gehen im Weſentlichen darauf hinaus, den 
Mangel der Seelſorge zu beſeitigen, wegen deſſen dem Staate 
ſelbſt allmählich angſt und bange wird (527), geben aber 
auch noch hierzu nicht die erwünſchten Mittel und erwecken zudem den 
Verdacht, dem dieſes Kompelle auch für den Staat weggefallen 
ſein könnte, dann alles Andere in den Maigeſetzen der „Verſumpfung“ 
anheimfallen laſſen und jo erhalten zu wollen! Denn wäre das nicht 
der Gedanke, warum noch immer keine ſyſtematiſche und defi⸗ 


nitive Reviſion?“ 
Der Zentralverband deutſcher In⸗ 


duſtrieller hat geſtern folgende Petition an den Reichstag 
gerichtet: 

„Der von den Abgeordneten Dr. Buhl und Genoſſen eingereichte 
Geſetzentwurf, betreffend die Entſchädigung bei Unfällen und die Un⸗ 
fallverficherung der Arbeiter, iſt für die deutſche Induſtrie unannehm⸗ 
bar. Derſelbe erklärt den Unternehmer für jeden beim Betriebe ſich 
ereignenden Unfall als haftbar, ſelbſt wenn dieſer Unfall durch grobes 
Verſchulden des Arbeiters herbeigeführt iſt; er beſeitigt die nach der 
Erfahrung unbedingt erforderliche Karenzzeit, er verſtößt gegen das 
Prinzip der 3 Selbſthülfe, weil derſelbe von jeder Heran⸗ 
Aral des Arbeiters je den Beiträgen und zu der Verwaltung der 

nfallskaſſe abſieht, während gerade die Mithetheiligung des Arbeiters 
an der Verwaltung ähnlicher Kaſſen ſich in ethiſcher und finanzieller 
Beziehung als ſegensreich erwieſen hat. Durch die neuen, in ihrer 
Tragweite gar nicht abſehbaren Laſten, welche dieſer Entwurf 
der deutſchen Induſtrie aufbürdet, wird dieſelbe nicht nur in 
ihrer Konkurrenzfähigkeit gegen das Ausland empfindlich beeinträchtigt, 
ſondern es wird vor Allem der Unternehmungsgeiſt völlig gelähmt 
und gerade dadurch der Arbeiter am meiſten geſchädigt werden. Der 
Zentralverband deutſcher Induſtrieller hat wiederhol die volle Bereit⸗ 
willigkeit der deutſchen Induſtrie ausgeſprochen, die Frage der Unfall⸗ 
verſicherung auf einer breiteren Baſis zu löſen und erhebliche Opfer 
dafür zu übernehmen; in dem gegenwärtig eingeſchlagenen Wege kann 
derſelbe indeß eine gedeihliche oder auch nur erträgliche Löſung der⸗ 
ſelben nicht erkennen. Für heute auf dieſe wenigen und prinzipiellen 
Bemerkungen uns beſchränkend, bitten wir den Br Reichstag, den 
Geſetzentwurf abzulehnen. 
Richter, Generaldirektor der Vereinigten Königs⸗ und Laurahütte. 

Th. Haßler, königl. bairiſcher Kommerzienrath. 

E. Ruffe!, Bürgermeiſter a. D. Schück, Regierungsrath a. D. 
Der Geſchäftsführer: Beutner, Regierungsrath a. D. 


Die dem Reichstage zugegangene Statiſtik der Reichs⸗ 
tagswahlen vom 27. Oktober v. J., welche wir bereits 


kur⸗ erwähnten, läßt zunächſt erkennen, daß die Betheili⸗ 
gung um rund 700,000 Stimmen geringer war, als im Jahre 
1878 (5,097,760 Stimmen gegen 5,760,947, beides bei dem 
erſten Wahlgange, der ſich überhaupt nur zur Vergleichung 
eignet.) Wegen dieſes allgemeinen Rückganges der Zahl der 
Abſtimmenden iſt es denn auch zunächſt ohne Bedeutung, wenn, 
wie es ſeitens des Kanzlers im Reichstag betreffs der Liberalen 
geſchehen, ein Rückgang der Stimmen einzelner Parteien kon⸗ 
ſtatirt wird. Die für alle liberalen Fraktionen (aus ſchlie ß⸗ % 
lich der Volkspartei) abgegebenen Stimmen find von 1,871,000 zi 
auf 1,825,000 zurückgegangen, alſo um etwa 46,000, während 
die Liberalen nach dem Verhältniß des Rückgangs der geſammten 
Wahlbetheiligung 230,000 Stimmen hätten verlieren können; 
fie haben alſo relativ erheblich mehr Stimmen erhalten # 
als 1878. Dagegen haben die beiden konſervativen Fraktionen 
zuſammen mehr Stimmen verloren, als der Verringerung 
der Wahlbetheiligung entſprechen würde: 325,000 ſtalt 215,000 
Stimmen. Bemerkenswerth iſt, wie die große Zahl der diesma⸗ 
ligen Stichwahlen das von dem Fürſten Bismarck hervorgehobene 
Mißverhältniß zwiſchen der für die verſchiedenen Parteien 
abgegebenen Stimmenzahl und der Zahl der ihnen zuge⸗ 
fallenen Mandate im Vergleich mit früheren Wahlen erheb⸗ 
lich verſtärkt hat. So haben die Deutſch⸗Konſervativen ſtatt 
64 Mandaten, welche pro rata der im erſten Wahlgang für 
ſie abgegebenen Stimmen auf ſie fallen müßten, nur 50 erhalten; 
dafür haben die Klerikalen 100 ſtatt 92, die ihnen nur ge⸗ 
bührten, ihre welfiſchen Hoſpitanten 10 ſtatt 7, ihr polniſches 
Hilfskorps 18 ſtatt 15 erhalten, ſo daß die Sache ſich in allen 
den Fällen, wo die konſervativ⸗klerikale Allianz ſich bekundet, 
ziemlich ausgleicht. Auf der linken Seite find diejenigen Li⸗ 
beralen, welche zu keiner der drei Fraktionen zu rechnen find, 
am meiſten zu kurz gekommen; ſie haben ſtatt 9 Mandate, die 
nach dem Verhältniß der abgegebenen Stimmen ihnen zufallen 
mußten, nur 1 erhalten; die National⸗Liberalen müßten pro . 
rata der abgegebenen Stimmen 50 Abgeordnete zählen, wäy⸗ 
rend ſie nur 46 Mann ſtark ſind. Dagegen hat die liberale 
Vereinigung 46 ſtatt 32 Mandate erhalten, die nach 
der für ſie im erſten Wahlgange abgegebenen Stimmen⸗ 
zahl auf ſie fallen müßten, und die Fortſchrittspartei 60 
anſtatt 50. Die Sozialdemokraten, die vermöge der An⸗ 
ſammlung ihrer Anhänger in einzelnen Bezirken und der nur 
ganz ſporadiſchen Verbreitung derſelben über das geſammte 
übrige Reichsgebiet in dieſer Hinſicht jedes Mal am ſchlechteſten 
fortkommen, haben jtatt 24 nur 12 Mandate erhalten. Aller⸗ 
dings, fo bemerkt die „N. Z.“, haben dieſe Berechnungen inſo⸗ 
fern nur einen problematiſchen Werth, als ſich nicht feſtſtellen 
läßt, wie weit auf das Ergebniß der Stichwahlen außer den 
Partei⸗Koalitionen auch das Herbeiziehen von Verſtärkungen der 
ſiegreichen Partei, die eigentlich der für dieſe im erſten Wahl⸗ 
gange konſtatirten Stimmenzahl hinzugerechnet werden müßten, 
eingewirkt hat. Auch kommt in Betracht, daß die Parteien mit 
der Aufſtellung von Zählkandidaturen ſehr verſchieden verfahren; 
namentlich die Sozialdemokraten haben ſolche faſt überall auf- 
geſtellt, während die Anhänger einer liberalen Fraktion, welche 
in dem betreffenden Wahlkreiſe von Anfang an keine Ausſicht 7 
auf Erfolg hatte, vielfach ſchon im erſten Wahlgang für den N 
Kandidaten einer anderen liberalen Fraktion ſtimmten. =; 
Die „Trib.“ berichtet über eine Verſammlung von berliner 
Beamten ſubalternen Grades am Montag,) daß Se. Maj. 
der Kaiſer einen Fackelzug, der ihm von dieſen Beamten 
am 18. Januar, dem Stiftungstag des Reichs, in Folge des | 
Erlaſſes vom 4. Januar zugedacht war, abgelehnt hat mit 
dem Bemerken, daß er die Ovation für geſchehen anſehe. Die 
Veranſtalter jener Idee, ſo bemerkt hierzu die „Trib.“, gehören 
ſämmtlich der Klaſſe der abſetzbaren Beamten an, von denen 
aktive Agitation für die Regierungspolitik gefordert wird, und es 1 
iſt am Ende verſtändlich, daß die bloße Erwähnung dieſer lb⸗ 
ſetzbarkeit in jenem Erlaß eine Anzahl erſchreckter Exiſtenzen 46 14 
ſchuf, denen ſofort das Bedürfniß entſtand, auf möglichſt un⸗ 0 * 
zweideutige Weiſe eine Probe ihrer „Zuverläſſigkeit“ abzulegen. 1 
An einer genauen Liſte der einzelnen Fackelträger bei dem 
für morgen proponirten Zuge hätte es demgemäß wohl 
nicht gefehlt, und der Eindruck, den jeder einzelne Theilnehmer 
von dieſer Kundgebung für ſich erwartete, mag es erklären, 
wie den Herren gar nicht der Gedanke kam, daß eine ſolche 
Demonſtration von Beamten für den Träger der Krone gegen 
allen ſchuldigen Takt verſtößt. Denn entweder iſt die Geſinnung. 
die fie bezeugen ſoll, etwas Selbſtverſtändliches, dann bedarf es 
keiner Beweiſe, oder fie muß erſt von jedem Einzelnen bewieſen 
werden, dann war die gewählte Form die denkbar ungeſchickteſte, 
weil fie alle Nichttheilnehmer leicht als ungehorſame Beamte er 
ſcheinen laſſen konnte. In jedem Falle aber wäre ein ſolcher 
amtlicher Fackelzug eine merkwürdige Erſcheinung gerade an 
18. Januar geweſen — einem Tage, an welchem der deutſche 
Kaiſer vor Allem auf die dankbaren Geſinnungen des freien un? 
unabhängigen deutſchen Bürgerthums, dieſes kräftigen Kern? 
unſeres Volkes, zählt und zählen darf, Geſinnungen, auf welche 
die Fackeln der Berliner Subalternbeamten möglicherweiſe kein E, 
Licht, ſondern einen ſtörenden, wenn nicht erſtickenden Hauch — 
fallen laſſen konnten. FM: 


Die Verlegung der geſetzlichen und nicht geſetzlichen \ 

katholiſchen Feiertage auf die folgenden Sonntage in 
ſchoa öfter von landwirthſchaftlichen Vereinen angeregt worden 
vor nicht langer Zeit noch in der Provinz Poſen. Kürz⸗ 
lich iſt man auch in evangeliſchen Gegenden zu der Einſicht 
gekommen, daß es gut ſei, nach den Worten der Bibel zu leben 
wo es heißt: „Sechs Tage ſollſt du arbeiten und am fiebenten . 
ſollſt du ruhen!“ Der Ausſchuß des achten Gauverbandes de 
landwirthſchaftlichen Vereine Würtembergs iſt in ſeiner letzten 
Sitzung am 21. Dezember v. J. dieſer Frage näher getreten. 
und zwar auf den Antrag eines feiner Mitglieder, „dahin zu 


*) Bereits in der heutigen Morgennummer kurz erwähnt. D. N. * 
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wirken, daß die proteſtantiſchen Feiertage mit Ausnahme der mit 
den Feſtzeiten Weihnachten, Oſtern und Pfingſten verbundenen 
Feiertage, auf die Sonntage verlegt werden möchten“. Der 
Antrag wurde eingehend berathen und beſonders hervor⸗ 
gehoben, daß der Beſuch des Gottesdienſtes an ſolchen 
Tagen äußerſt gering, „gleich Null“ ſei; anderentheils 
werde allgemein in Gewerben und in der Landwirthſchaft 
an denſelben gearbeitet; endlich aber ſeien die Feiertage die 
produktivſten Tage für die Gerichte und kämen Geſetzesüber⸗ 
tretungen und Fehden mit der Polizei zumeiſt gerade an dieſen 
Tagen vor. Nach dieſen Erörterungen beſchloß der Ausſchuß, 
| bei der königlichen Zentralſtelle für die Landwirthſchaft die Bitte 
„vorzulegen, dahin zu wirken, daß die proteſtantiſchen Feiertage 
je auf den folgenden Sonntag verlegt werden möchten. Hoffent⸗ 
dich wird dies eben ſo billige als zeitgemäße Verlangen an maß⸗ 
gebender Stelle das nöthige Entgegenkommen finden, denn viele 
. und auch der katholiſchen Feiertage fallen gerade in eine 
| 


Jahreszeit, wo der Landwirth feine Zeit am allernothwendigſten 
gebraucht. Frankreich, Belgien, Holland, England, die Schweiz 
und Amerika find uns längſt mit gutem Beiſpiel in dieſer 
Nichtung vorangegangen und befinden ſich ganz wohl dabei, 
wobei wir nicht verfehlen wollen, darauf hinzuweiſen, daß das 
kirchliche Leben in mehreren der genannten Länder trotz der 
größeren Freiheit unſtreitbar reger und entwickelter iſt als in 
Deutſchland. 


Briefe und Zeitungsberichte. 


O:. Berlin, 17. Januar. [Der kirchenpolitiſche 

5 aan. Lucius. Stöcker.] Die kurze Zeit 
a ſeit dem Bekanntwerden des kirchenpolitiſchen Geſetz⸗ 
entwurfes hat genügt, um trotz der unzufriedenen Mienen, 
welche das Zentrum zur Schau trägt, die Ueberzeugung zu ver⸗ 
. Leiten, daß daſſelbe, vielleicht mit Aue nahme weniger Mitglie⸗ 
ber, die Vorlage ſchließlich genehmigen werde; der helle Zorn 
ber Polen über die Andeutung der Motive, daß es in den pol⸗ 
nischen Landestheilen beſonderer Vorſicht bedürfe — übrigens 
zum Theil nur eine Floskel, mit welcher man die Nothwendig⸗ 
keit prinzipieller Begründung des Syſtems der diskretionären 
Vollmacht umgeht —, wird an dem Reſultat nichts ändern, da 
beinahe ſchon aus den Konſervativen und Klerikalen im Abgeord— 
netenhauſe eine Majorität zu bilden iſt und die wenigen Stim⸗ 
men, welche dazu etwa noch fehlen, ſicher von den Freikonſerva⸗ 
tiven geſtellt werden. So weit in der Stimmung des Zentrums 
eine Veränderung eingetreten iſt, beruht dieſelbe beſonders auf 
dem letzten Paragraphen des Entwurfs, welcher die vielumſtrit⸗ 
tene Anzeigepflicht zum größten Theil preisgiebt, da er ſie 
nur für die Pfarrer aufrechterhält, für die Vikare, 
pläne ꝛc. aber darauf verzichtet, wenn auch zu⸗ 
nächſt nur in der Form der diekretionären Befugniß der Regie⸗ 
rung zu dieſem Verzicht. Dies und der wieder vorgelegte „Biſchofs⸗ 
paragraph“ ſind allerdings ſehr verlockende Anerbietungen für 
das Zentrum. Iſt die Regierung in der Rückſichtnahme auf 


en doch ſogar ſo weit gegangen, den Paragraphen über die 
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Die penſation von den Vorſchriften über die Vorbildung in der 
Aurſprünglichen Faſſung, wie er im Entwurfe von 1880 ſtand, 
wieder vorzulegen, nicht in der Form, welche er unter der Zu⸗ 
ſiimmung der Regierung damals in der Kommiſſion erhalten 
hatte, wonach die Erfüllung der Anzeigepflicht ausdrücklich zur 
Bedingung gemacht war. Daß dieſelbe wenigſtens betreffs der 
Pfarrer durch die Verhandlungen mit dem Papſte entweder ſchon 
ſichergeſtellt iſt oder während der Debatten des Abgeordneten⸗ 
hauſes über die Vorlage durch Herrn v. Schlözer ſichergeſtellt 
werden ſoll, wird allerdings angenommen; aber ohne einen 
ſolchen Vorbehalt im Geſetze ſelbſt könnte, wenn man erſt 
noch weitere Fortſchritte in den Zugeſtändniſſen an den 
Ultramontanismus gemacht haben wird, die Regierung von 
den diskretionären Befugniſſen auch ohne irgend eine Erfüllung 
der Anzeigepflicht Gebrauch machen — wogegen das Zentrum 
natürlich nichts einzuwenden hätte. Im Jahre 1880 brachten 
die Liberalen in den urſprünglich auf unbeſtimmte Zeit lauten⸗ 
den Entwurf die Friſtbeſtimmung (31. Dez. 1881) hinein; 

diesmal haben Konſervative und Klerikale Neigung zu einer ähn⸗ 
lichen Klauſel, aus Beſorgniß, die diskretionären Vollmachten 


rdigkeit übte, ein wahrhaft vernichtendes Gericht gehalten; 
jr druck war noch weit beſchämender für ihn und jeine, in 

5 12 That ſichtlich deprimirt dabeiſitzenden Parteigenoſſen, als ber: 
Fenige der bekannten ähnlichen Szene im Abgeoronetenhauſe. 
Daurch eine Bemerkung des Abg. Hänel wurde übrigens be⸗ 
tätigt, daß der Erlaß vom 4. Januar nicht beſonders, ſondern 
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bei einer geeigneten Gelegenheit zur Sprache kommen ſoll, wahr⸗ 
ſcheinlich bei der dritten Leſung des Etats. 

— Die Feier des Krönungs⸗ und Ordensfeſtes wird am 
Sonntag, den 22. Januar, im hieſigen königl. Schloſſe ſtat finden. 


Forales und Provinzielles. 


Poſen, 18. Januar. 


— Der hieſige poluiſche Induſtrieverein (Handwerker⸗ 
verein) hielt geſtern ſeine diesjährige ordentliche Generalverſammlung 
ab. Aus dem Jahres⸗ reſp. Kaſſenberichte iſt zu entnehmen, daß die 
Einnahmen des vergangenen Jahres incl. eines aus dem Vorfahre 
übernommenen Beſtandes von 962,65 M. im Ganzen 2757,10 M. 
betrugen; verausgabt wurden 1360,25 M. fo daß in das gegen⸗ 
wärtige Jahr ein Beſtand von 1396,85 M. übernommen werden 
konnte. — Die Einnahmen der Abendſchule betrugen 1728 M. incl. 
1500 M. aus den miloslawer Legaten des Grafen Sewerin Miel⸗ 
Zylski; die Ausgaben der Schule betrugen 1474,82 M. ſo daß 
hier noch ein Beſtand von 253.18 M. verblieb, und der Geſammt⸗ 
beſtand, den der Verein am Schluſſe des Jahres 1881 aufzuweiſen 
hatte, 1650,03 Mark betrug. Die Abendſchule wird von 
Schülern beſucht, die zuſammen von 4 Lehrern 20 Stunden 
Unterricht wöchentlich erhielten. Die polniſchen Induſtrievereine un⸗ 
ſerer Provinz beabſichtigen in dieſem Jahre eine Gewerbeaus⸗ 
ſtellung zu veranftalten. Die von dem poſener Verein gewählte 
Ausſtellungskommiſſion hat ſich jedoch noch nicht beſtimmt hierüber 
ausgeſprochen; es ſollen vielmehr erſt bez. Erkundigungen von anderen 
Vereinen eingezogen werden. 5 

— Zum Konſervator des hieſigen polniſchen Muſeums iſt 
an Stelle des bisherigen Konſervators Feldmanowski vom 1. April 
d. J. ab Herr Klemens Kantecki, gegenwärtig erſter Sekretär der 
wiſſenſchaftlichen Abtheilung der Oſſolinski'ſchen Anſtalt in Krakau, 
gewählt worden. 


Telegraphiſche Nachrichten. 


Karlsruhe, 17. Januar. Der Landtag iſt auf den 25. 
d. M. einberufen worden. 


Peſt, 17. Januar. Das Abgeordnetenhaus ſetzte die Bud⸗ 
getdebatte fort; es ſprachen nur Redner der äußerſten Linken, 
darunter auch Helfy. 


Chriſtiania, 17. Januar. Der außerordentliche Storthing 
zur Berathung des Handelsvertrags mit Frankreich iſt heute er⸗ 
öffnet worden. Die Thronrede betont die große Bedeutung des 
Handelsvertrags für den Handel und die Schifffahrt und erwähnt 
außerdem noch der ſtattgehabten Vermählung des Kronprinzen 
und der in den wirthſchaftlichen Verhältniſſen eingetretenen 
B ſſerung. 

Petersburg, 17. Januar. Der „Regierungsbote“ pu⸗ 
blizirt heute das Reichsbudget für das Jahr 1882. Daſſelbe 
weiſt auf: 

Gewöhnliche Einnahmen 654,217,870, diverſe Einnahmen 22,165,068, 
extraordinäre Einnahmen aus dem Eiſenbahnfond 22,744,293, zur Vers 
fügung des Finanzminiſteriums im Auslande und Ueberreſte der 5. 
Emiſſton 5 pCt. Bankbillets 60,377,281, Ueberſchüſſe der ausgeführten 
Voranſchläge bis zum 1. Januar c. 2,500,000, mithin Totaleinkünfte 
762,004,512 Rubel. — Ordentliche Ausgaben 658,595,151, diverſe 
Ausgaben 22,165,068, extraordinäre Ausgaben für Rechnung der Eiſen⸗ 
bahnfonds 22,744,293, Zahlung an die Staatsbank zur Rignng der 
Schuld, Ausgaben der Kronsrechnung 50 Millionen; für unvorher⸗ 
Kade Ausgaben 835 Millionen; mithin Geſammtausgabe 762,004,572 

Ube 


8 Plymouth, 17. Januar. Der Hamburger Poſtdampfer „Cimbria“ 
iſt hier eingetroffen. 


Verantwortlicher Redakteur: H. Bauer in Poſen. — 
Für den Inhalt der folgenden Mittheilungen und Inſerate 
übernimmt die Redaktion keine Verantwortung. 


Wetterbericht vom 17. Januar, 8 Uhr Morgens. 


Temp 


Barom. d. 0 Gr. 


Ort. nachd. Meeresnio« Wind. Wetter. ji. Celf 
. rebuz. in mm. Grad 
Mullaghmore | 781 S* 4 wolkig 7 
Aberdeen 778 SW 1 wolkig 3 
Chriſtianſund = I 
Kopenhagen 783 NW̃ Nebel —2 
Stockholm 77 W 2 bedeckt 2 
Yaparanda . 765 SW 4 bedeckt —1 
Petersburg. — 
Moskau. 773 KNIE halb bedeckt —4 
Cork, Queenſt. 783 S 1 bedeckt 9 
Breſt 784 SCH 2 bedeckt 4 
Helder 785 SSO 1 Nebel —1 
Sylt 784 Dit) Zbedeckt 2 
game 185 SW 1/heiter —6 

w enemünde 784 SW 1 En 2) |—5 
Neufahrwaſſer 782 WS hen edeckt —3 
Memel 780 WSW Abedeckt 8) 2 
Paris. 786 ſtill Nebel —2 
Münſter 785 ſtill wolkenlos —4 
Karlsruhe 786 SD 1 Nebel —4 
Wiesbaden 786 SO 1 wolkenlos —4 
München 784 O 1 Nebel —6 
Leipzig 786 SSd 1 wolkenlos“) | —6 
Berlin 784 SB 1 Nebel —2 
Wien 785 W̃ wolkenlos 2 
Breslau . 785 Pit; 1jmolfenlos ) | —3 
Jle d' Aix 782 4 wolkenlos —0 
Nizza 782 N 2 Dun 9 
Wiest. 782 ſtill Nebel 4 

) Grobe See. ) Dunft, Bodennebel. ) Seegang leicht. 
) Reif. ) Reif. 


Skala für die Windſtärke: 


friſch 6 = ſtark, 7 - ſteif, 8 = ſtürmiſch, 9 Sturm, 10 - ſtarker 
Sturm, 11 = heftiger Sturm, 12 Orkan. 
nmerkung: Die Stationen find in 4 Gruppen geordnet: 


Ueberſicht der Witterung. 

An dem Nordrande des hohen Luftdrucks, deſſen zentraler Theil 
mit einem Barometerſtande über 785 Mm. langſam nordweſtwärts 
der Nordſee zuwandert, bewegt ſich eine Depreſſion, welche im Nord⸗ 
und Oſtſeegebiete ſchwache bis mäßige Luftſtrömung bei trübem, meiſt 
mildem Wetter hervorruft. In Deutſchland dauert das ſtille, faſt 
wolkenloſe, im Weſten vielfach neblige Froſtwetter fort. Nur an den 
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äußerſten nordweſtlichen und nordöſtlichen Grenzen liegt die Temperatur 
moch bis zu 2 Grad über dem Gefrierpunkte. f 
Deutihe Seewarte. 


Meteorologiſche Beobachtungen zu Poſen 
im Jauuar. 


Datum arometer auf 0 l 

Gr. reduz. in mm. i n . i. Celſ. 

Stunde SE babe Wind Wetter 19 * 
17. Nachm. 2 777.5 NW ſchwa albheiter 2,6 
17. Abnds. 10 775.5 W ſawach Net 5 0,7 
18. Morgs. 6 7729 W mäßig heiter — 23 
Am 17. Wärme⸗Maximum + 209 Celſ. fi 

=: Wärme-Minimum — 308 = 


Waſſerſtand der Warthe, 
Poſen, am 5 Januar Morgens 1,38 Meter 


„Mittags 1,30 
= 2718, 80) Mogens 12 
Telegraphiſche Nörſenberichte. 


onds⸗Courſe. 
rankfurt a. M., 17. 
2 Wech 4 N 


3 Böhm. Weſtbahn 257 5 . 

izier 4 anzoſen 269%. Lomb 1204. i 
574. 1877er Auſen 88% 1880er Rufen TOR II. nta. 58 
Bentr.-PBacifie 113. Diskonto⸗Kommandit —. III. Srientanl. 588. 


Nach Schluß der Börſe: Kreditaktien 276}, 
lizier 258, Lombarden 119%, II. Orientanl. —-, 
zee gen d WS Ye) Sch 
5 en, 17. Januar. (Schluß⸗Courſe. wankend. N s 
licher Erholung ſchließlich wieder ſchwächer. e 
Papierrente 77,45. Silberrente 76 90. Oeſterr. Goldrente 93,40. 
1854er Looſe 121,00. 1860er Looſe 


Ungariſche Goldrente 119,00. 

132,50. 1864er Looſe 172 50. Kreditlooſe 176,20 Ungar. Prämienl. 

118,50 Kreditaktien 316,00. Franzoſen 313,50. Lombarden 140,50. 

Galizier 300,75. Kaſch.⸗Oderb. 141,50. Pardubitzer 158,00. Nordweſt⸗ 

bahn 218,00. Eliſabethbahn 211.00. Nordbahn 2490 Oeſterreich⸗ 
Türk. Looſe ——. Unionbank 134,20. Anglo⸗ 


Franzoſen 268}, Gas 
III. Orien — 


Yulte 197.50 — Weener Hanf 
uſtr. 137,50 iener Bankverein 125.50. Ungar. Kredit 30750. 
Deutſche Plätze 58,25. Londoner Wechſel 119 25 Pariſer do. 47,30, 
Amſterdamer do. 98,70. Napoleons 9,45. Dukaten 5,59 Silber 
190,00. Marknoten 58,25. Ruſſiſche Banknoten —.—. Lemberg⸗ 
Gernowitz —.—. Kronpr. Rudolf 168.50. Franz⸗Joſef —.—. Dux⸗ 
Bodenbach 807 . N 5 * 

prozent. ungar. odenkredit⸗ Pfandbriefe —, Elbthal 236,00, 
ungariſche Papierrente 86,70, ungar. Goldrente 86,75, Buſchtierader B. 
1 1 3.178 —. . 8 £ 

Petersburg, 17. Januar. Wechſel auf London 2587. U. Ori 

anne je il 55 8 a 2 . 

udon, 17. Januar. Stetiger. Conſols 10057, Ital. 5proz. Rent 
858, Lombard. 11 Jproz. Lombarden alte 92287 Be br nz 3 
öproz. Ruſſen de 1871 864, 5pros. Ruſſen de 1872 86, öproz. Ruſſen 
de 1873 854, Hproz. Türken de 1865 127, 3tpros. fundirte Amerikaner 
105. Oeſterr. Silberrente —, do. Papierrente —, Ungariſche Gold⸗ 
rente 721, Oeſterr. Goldrente 791. Spanier 27%, Egypter 683, Aproz. 
— — 88 Er Bun Anke Eu 8 ä 

echſelnotirungen: Deutſche Plätze 20,67. Wien 12,05. 1 
25,57, Petersburg 34. * Er 

ERS 0 (Schlußkurſe) W 

ewyor Januar. ußkurſe. echſel auf Berlin 944, 
Wechſel auf London 4,82, Wechſel auf Paris 5,224, 3Jproz. fundirt 
2 Sur Pace 114 1 5 . 1184, Erie⸗Bahn 

„Zentral ⸗ Pacific „ Newyork Zentralbahn 1343, i 
Eiſenbahn 139. Cable Transfers 4,87. Wr e 
„Geld leicht, für Regierungsſicherheiten 4 Prozent, für andere 

Sicherheiten 3 Proz. 


Produkten⸗Kurſe. 

Königsberg, 17. Januar. Getreidemarkt. Weizen unverändert. 
Noggen unverändert, loco 121/122pfd. 2000 Pfd. Zollgew. 160,000, pr. 
Januar 157,50, pr. Frübjahr 162,50. Gerſte flau. Hafer ſtill, loco 
2000 Pfd. ee 130,600, pr. Frühjahr 136,00. Weiße Erbſen 
pr. 2000 Pfd. Zollgewicht 151,00. Spiritus pr. 100 Liter 100 pet. 
loco 45,50, pr. Januar 45,50, pr. Frühjahr 48,50. — Wetter: Trübe. 

Pa is, 17. Januar. Rohzucker 88e loco ruhig, 57,25 a 57,50 
Weißer Zucker matt, Nr. 3 pr. 100 1 pr. Januar 65,60, per Febr. 
66,25, per März⸗April 67,25, per Mai⸗Auguſt 68,50. 

„Bremen, 17. Januar. Petroleum (Schlußbericht) beſſer. Standard 
white loco 7,10 bez. u. Käufer, 2 Februar 7,10 bez. u. Käufer, per 
März 7,25 Br., per April 7,35 Br., per Mai 7,45 Br., pr. Auguſt⸗ 

r. 


3 5 loco und au 
Termine ruhig. Roggen 370 und auf Termine ruhig. Weizen — 


40% Br. Kaffee ruhig, Umſatz 1500 Sack. — Petroleum feſt, Standard 
bite loco 7,45 Br., 7,35 Gd., per Januar 7,30 Gd., 9225 Sabre 
a on, 5 var Be) 
en Januar. etreidemarkt. eizen pr. a 
12,57 Gd., 12,60 Br. Safer pr. Frühjahr 8,59 ©. 8,52 3 e 
pr. Ran 15 Gd., KR 21 N a 
e „Januar. Pro markt. Weizen loco feſt, au 
mine feſt, ruhig, pr. Frühjahr 12,33 Gd. 12.36 Br. 85 Hefe vr. 
rühiahr 8,30 Gd., 8,33 Br. — Mais pr. Mai⸗Juni 7,33 Gd. 7,35 
11 25 9 125 e * 1 
ondon Januar. n r Küſte t. eizen⸗ 
ladungen. — Wetter: Kälter. eee LER 
4 1 2 en t e 9 
ruhig, Preiſe und rt, Mehl, Hafer un ais „ Mablge 
4—+ fh. niebeigen als vergangenen Montag. 1 0 Mae 
London, 17. Januar. Havannazucker Nr. 12 25. Flau. 
Liverpool, 17, Janugr (Getreide markt.) Weizen 1 d. 
billiger, Mais 1 d. höher, Mehl ftetig. — Wetter: Schön. 
Glasgow, 00 Januar. Roheiſen. (Schluß.) Mixed numbers 


warrants 51 sh. 

5 17. Januar. 12r Water Armitage 72, 121 Water 
Taylor 8, Water Micholls 94, 30r Water Clayton 15 32r Mock 
Townhead 10, 40r Mule Mayoll 94, 40r Medio Wilkinſon 15 
36r Warpeops Qual. Rowland 108, 40 r Double Weſton 114, 60r Doub 
courante Qnal. 143, Printers +8 34 84 pfd. 93. Feſt. £ 

Antwerpen, 17. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) 
Weizen pr. März 320. Roggen pr. 20 203, per. Mai 197. 

Antwerpen, 17. Januar. Petroleummarkt. (Schlußbericht.) 

195 Busch, Mir 18 85 185 au bz. 8 0 W. 174 bez. 
„ Dr. März ez, 184 Br., pr. Dez. r. Feſt. 
Amſterdam, 17. Januar. Bancazinn 684. 8 


e 


rr 


Schlußbericht.) Weizen 


EAN 


ns 


WERNE 


n 


nor 


Vroduliten-Nörſe. 


"ie 17. Januar. Wind: NW. Wetter: Schön, leichter 
Weizen per 1000 re o 202—235 M. nach Duchtät ger 
deſekter ne Mark 
ebruar⸗ M ri 


ab Bahn, Se bezahlt, per 3 
bezahlt, 755 7 tat 2237221 M. bezahlt. Mal- Juni 223—224 

Juli 224— 224; bez., Juli⸗Auguſt 2175 bez., Sept. ee 213 2 
k. — Zentner. Regultrungspreis — Mark. — Rogg per 1000 
M. nach Qualität gefordert, mnlündiſcher 177 
Mark ab Bahn 1 


Kilo loko ar 
„ feiner inländ —.— — 


„ ſtark klam B. bez., alt 
0 V. dle Walde und polniſcher 173 —177 Mark a. B. bezahlt, 
E Bahn beiahlt, per Januar . 
ei Januar de 1744 M. bez., 
April⸗Mai 1684—169 M. bezahlt, per Mai⸗Juni 167 Mark bezahlt, 
per enges 165 Mark Geb 


Mar 
Mark 127 0 Qualität gefordert. 


per Februar⸗März — 


000 Kilo loto 136 bis 200 
Safer per 1000 Kilo loko 
nach Qualität 9 1 und ers er 
bis 146 a . oft: und we M. 

ermärker 145151 bezahlt, ſeleſſcher 151—156 1 5 
böhmischer 6181156 155 bezahlt, fein weiß mecklenburgiſcher — ab B. 
feine 160—163 bez., per Januar — 
144144 bez., per Mai⸗Juni 1454—145 bez., per Juni⸗Juli 146 bez. 
Mark. — Erbſen ver 
„ Futterwaare 156 bis 164 Mark. 


Mark bez., per April⸗Mai 


Gekündigt — Zentnr. 

1000 Kilo Kochwaare 170 
— Mais ver 1000 Kilo lolo 449153 nach Qualität 
ver Avpril⸗Mai 140 M., 


anuar — Mark, Januar⸗Februar — M., 


M. Gekündigt — Zentr. ee arg mn abgel. Anmeldung — M. defekter 
5 b 00 . Gd, . N. r. ber 


1 
bez., per Mai ⸗Juni 165—164.5 M. 


9 0 5 5 4 


N inkl. Sad 0 

22,75 M., ver Januar 23,65 17 ., per V e e 23, 45 bez. per 

Februar⸗März 23,35 bez., 6 Bach 23,20 bez., 

bezahlt, per Juni⸗Jul 

Regulirungspreis 23,65 

Winterraps — M.. Wi üb 

loko ohne Faß 56,5 M., mit Faß 

De anuar⸗Jebruar 57, 0 Mark, per Schr 
— bez., per April⸗Mai 57, 5—57,4 Be 

Gekündigt — gte Regulirungspr. 

Kilo lolo — M. — Petroleum per 100 Kilo lolo 24,0 Matt, 

un Januar 24,0 M., per e 24,0 Mark, per Februar: 


tara 24,0 Mark, 


bezahlt — Gerſte unverändert, li 1600 7 . Brau 15 


per 1000 Ale loko neuer 
inländiſcher — M., neuer Pommerſcher 140—149 M., Ruſſiſcher — 
25 4 Sg — M. bez. April⸗Mai 

— Mark — Er bien 2105 per 1000 Kilo (of 
170—178 Mart, Futter⸗ bi Ap 
Rue, 157 M. Gd. — Mais ohne Handel. — Winterrübſen 
per 1000 Kilo per . 271 M. 
Oktober 263 M. bez. — RU 
bei Kleinigkeiten Neige 57 95 


bis 158 Mark, Futter⸗ 
— F 000 


— Rüböl per 100 Kilo 
a 71 57,0 M., 


e Ne ent 7 5 1 M. bez., per September⸗ 


ſtille, per 10 Kilo loko ohne Faß 


M. bez., per Jan. Februar — = B 


per April⸗Mai 24,0 M Mai 56,5 M. 99 1 Br, 


a bezahlt, per Ge Oktober 25,2 Mark. 


egulirungspreis — 


raps per 1000 K 


ark. — n * ver 1 
Liter⸗pCt. loko Air Faß 46,3 M. bez., mit 


— Spiritus per 100 
ge per 170 Februar 48 


ark. 
aß 47,5 bezahlt, f 48 


bis 48,6 bez., per 


März April — bez., per Lieferung ohne Faß. . be 5 1 47,2 


April⸗Mai 49,9—50,1 15 2 


Juli 51,1— 51,3 bez., 


ü 50, tr bezahlt, per Juni⸗ 


A 49,8 M. bez., 49,9 M. Br. 
Ggndiat 10000 ae Fequlinungs- 


Mark bez. — Angemeldet: Nichts. — Sie Spreiſe: cn — = 
M., Roggen 171 M., Rüböl 55 M., Spiritu = ea gr 3 


per Juni Jul 508— 


September 52, a 1558 Tg 


preis 48.5 Mar 


M. — Petroleum loko 8,15 M. tr. bez., 
Uſanz 8,5 M. tr. bez. Regulirungspreis 85 15 M. tr. 


tettin, 17. N 


Morgens — 4 Gr 
Weizen matt, 


8 Leicht bewölkt. eg Gr. R. 
Barom. 29,1. ind: SW. 


209—221 Mark, geringer 


Naagger matt. 


Berlin, 17. Januar. 
wenig von geſtern ab, die 


altung der heutigen Börſe wich nur 
eſammtſtimmung kann feſt genannt 
werden, trotzdem der allgemeine . gegen den geſtrigen Schluß 


mehrfache Einbußen erlitten hat. 
ewinnen fortgeſetzt eine freundlichere el und waren Dis⸗ 
nten zu 48 Prozent geſucht, während ſich Begehr für Ultimozwecke 
kaum zeigt. Der heute . Wochenausweis der Rei 
Geldrückſtrom zur Bank in befriedigendem Maße 
In der Denen Januarwoche haben die Anlagen eine weitere 
46) Millionen M. erfahren. 

den Noten⸗Umlauf um 375 Millionen 


Sonden, Aktien⸗Hörſe. ]“ 


Berlin, den 17. Januar 1862 | 
Preuftiſche ee und Weld⸗ Pr. 


e Verhältniſſe des Geldmarktes 


läßt erkennen, daß der 


ierdurch war es 


Verringerung um 
ark zu et 


ee hulsid, 
Od. ⸗Dei 

Berl. Stadt⸗Obl. 
do. do. era 120 41 104,75 bz 
Schldv. d. B. Kfm. 0015 100,00 G 
lei. Bob. tand f 103. 5 bz 


ganbſch Central 
de u. Neumärk. Ai m ” bz 


do. 

z ruppſche Bbligat. 5 
41 e Fonds. 

nn Ban . Kred. 4 

do. Vds. und) 5 


g Serie 
Keane l. II. m. 


Ungar. Goldrente 6 102, 50 bz 
do. St.⸗Eifb. Akt. 


0⁰ 
Stalieniice Rente % 87,50 bzB 
Tab.⸗Oblg. e 
Rentenbriefe: 
1 5 Buben Grebit 5 


Rus. e 211.55 U 
0 


59 5 en 6 
do. Looſe vollgez. 3 


*) Wechſel⸗Kpurſe. 
mich. 
nl. v. 2 10 ‚80 B 


2 7850 ap. 


11 946 105.50 5 
Pf. 8905 


Mark bez., wei 
Mark, per April⸗Mai und per Mai⸗Juni 225, 5—2255 M. Gezabit. — 


papiere zogen wieder die Aufmerkſamkeit auf ſich und w 


während der Baarvorrath eine Stärkung von 64 Millionen Mark er⸗ 
fuhr. Auf dieſe Weiſe erſcheint die Situation der Bank weſentlich ge⸗ 
beſſert und verfügt das Inſtitut bereits wieder über eine ganz anſehn⸗ 


liche Nebenreſerve. 


durch den Hinzutritt der Brauerei⸗Aktien erweitert. 
führten ſo zu ſagen ein Stillleben und ebenſo wenig vermochte ſich 
die Börſe für Bankaktien zu erwärmen. ee blieben nach 


Der Umfang des geſchäftlichen Verkehrs blieb auf ve ling Hofe; 


allen Gebieten eng begrenzt und ſelbſt auf dem Markte für einheimiſche 
Werthe war die Kaufluſt eine ſchwache. 
lationspapiere waren von den Notirungen der auswärtigen Börſen 
abhängig und griff die hieſige Spekulation in keiner Weiſe ein. Unter 
den lokalen Effekten zeichneten ſich wiederum die Eiſenbahnaktien aus, 
die Coursherabſetzungen, die auf dieſem Gebiete etwa zu verzeichnen 
ſind, blieben meiſt verſchwindend klein. 


Bk. f. Sprit⸗u. Pr.⸗H. 4 
Berl. 9 


Centralbk. f. B. 
Centralbk. 


efiauer Creditb. 4 
do. Landesbonk ! 
da Bank 4 


pe 


8 
SE 
& 
85 
= 


4 
Rede ne 4 
5 lb. Bodencred. 4 
do. Hypoth.⸗B. y 
eining. Ereditbk. : 
do. Hypothekenbk. |4 

Nieverlauſitzer Banka 


eſterr. Kredit 


PoſenerProv.⸗ Barn 
Poſener ee 4 
Preuß. Bank⸗An 


do. Centralbdn. 
do. Hyp.⸗Spielh. 4 


Schaaffhauſ. Bankv. 4 


rauerei Patzenhof. 

Dannenb. Kattun. 

Deutiche Bau . r 
tich. an |4 


Gelten N Roßm. Näh. 4 

ſentirch. „Bergw. 4 
Georg⸗Marienhütte 4 
Hibernia u. Shamr. (4 
immobilien (Berl.) 4 
ramſta, Leinen⸗F. 4 


Lauchhammer 
Laurahütte 4 
Luiſe Tiefb.⸗Bergw. 4 


2 4 11 
Marienhüt. Bergw. 1 


is Fark den Linden 4 


2 „Widhr. 


Möhlert Maſchinen 4 


wie vor vernachläſſigt. — 
bi Lombarden 242—24 
563,50 —567,50—560, Wiener Ban- Beten 224226 50, Barmer 
Bank 157, 75—157, 40-158, 25—157,75, 
theile 198, 50—198, 75—195, 
munder Union 1 104,30 —102, Zaurahütte 124,40 — 124,25 
Der Schluß war Hau. 


Die internationalen Speku⸗ 


Diskonto⸗Kommandit⸗An⸗ 
Deutſche Bank 149, 75—149, 191 Dort⸗ 


8 die beliebten en 
Eiſenbahn⸗ tam 


Adee e 


Bank- u. Kredit⸗Aktten. Obderichlel. v. 1878 


if Bant 4 255 50 G 
.f. Rheinl. u. Weſtf 4 00 do. neue 4 proc. 


andels⸗Geſ. 4 118,00 bz be. e 


do. Kaſſen⸗Verein. 4 206,00 G 
reslauer Disk.⸗Bk. 97.90 bz 


Eiſenbahn ⸗Prioritäta - 


al. Sorau-duben 4 


58888888 
S&SSS SSS 


Boten-Greubung 
Nechte⸗Oder⸗ Ufer 1 103,40 


o. do. III. 
VBerg.⸗Märkiſche I. )4 
do. 1 
bo. II. v. St. 9.13 
bo. bo. Litt. 0. 


8,75 
do. Zettelbank 4 108. 5 bz 


v. 7. 1805 #414 103,40 bz 
150 71,73 4 103.40 b3 


— an — EX: — 
FE 


bo. San an 4 129, 9980 16 Dis Sderuferb. 


5 ee 44 1100 228 


ES 


. 


BB 225 


Din 
rs 


bo. 
50. Nordb. Fr. W. 441103, 
bo. a er G. I. 4 103, 


SS 
= 
@ 


88 


Amſterd.⸗Rotterd. 


Auslänbiſche Prioritäten. 


Eliſabeth⸗Weſtbahn 5 | 87,00 B 
e 47 85,80 by 


SETHEHSES 
a S 


Eli e 
Sal Se 


Fleer derber 


Norddeutſche Jank 4 174, 
Nordd. Grundkredit 4 54 


= 


=] 
or 


4 
Petersb. Intern. Bk. 4 100,00 
Poſen. Landwirthſch | 82,50 b 


SS Senda 


44 
ba. Bonenfrebit 3 1110.00 86 Reichenb. erden 44 68,49 558 


Kron = Rud.⸗Bahnſß | 70,75 bzG De 85 18 
II. Em. 


rodukt „Handelsbk 47500 1 5 
ſterr. Nordweſt. 
ächſiſche Bank 4 122.30 Oeſt. Nrdwſtb. Lit. B 
do. Geld⸗Priorit. 
aſchau⸗Oderb. gar. 
5 ern Bean 


in. Aa 
[27 


Ruff. an 5 133,75 bzG 
do. Südweſtbahn 5 b 


<a Weſtbahn 4 36, 880 95 
weizer Weſtbahn 3 
5 


Schleſ. Bankverein 4 110.75 0) 
üdd. Bodenkredit 4 1155,80 G 


Induſtrie Aktien. 


ee . e 


SS SS 
SEES: 
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Run er- Enſchede 
Nordhauſen⸗Erfurt 


& 


an ae 
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8888 
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888888 88% 
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& Be. 0 10% 


Losen; re 
a Babnid 168 75 
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Staatsbahn ⸗ Aktien. 
Brl.⸗Potsd.⸗Magd.]4 
\insStetti 


2 
S 


288888 
Ser Ge gs S S A 


6 
Manu. Halberſtadt 35 88,19 bz 
RR Haba. 3 810 56 
d ns 1 88,1 


Druck end Berlan von W. Decker K Sa E Nö m Boten. 


